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 ZIVILRECHT 
   

 
Gericht: BGH 

   

Keine gesteigerte Unterhaltspflicht der Eltern für ihre Kin-
der bei finanziell leistungsfähigen Großeltern 

BGB 
§ 1603 Aktenzeichen: 2 O 292/19 

Datum: 26.08.2021 

 
LEITSATZ: Die sog. gesteigerte Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber ihren minderjährigen Kindern entfällt, wenn 
finanziell für den Enkelunterhalt leistungsfähige Großeltern vorhanden sind. Ein erwerbstätiger Elternteil hat in 
einem solchen Fall für den Kindesunterhalt nicht sein oberhalb des sog. notwendigen Selbstbehalts (derzeit 1.160 
€) liegendes Einkommen einzusetzen, sondern lediglich das Einkommen oberhalb seines sog. angemessenen 
Selbstbehalts (derzeit 1.400 €). 
 

SACHVERHALT 
Der Antragsgegner ist der Vater der im August 2010 geborenen M, die aus seiner inzwischen geschiedenen Ehe mit 

der Kindesmutter hervorgegangen ist, sowie eines Sohnes, dem er ebenfalls unterhaltspflichtig ist. Er verfügte über 

ein Nettoeinkommen von rund 1.400 € und zahlte an die Kindesmutter, deren Nettoeinkommen aus einer Teilzeittä-

tigkeit rund 1.000 € betrug, mtl. Unterhalt für M i.H.v. 100 €. Seine Eltern – die Großeltern von M. – hatten mtl. 

Nettoeinkünfte von fast 3.500 € bzw. gut 2.200 €. 

Die Unterhaltsvorschusskasse leistete für M Unterhaltsvorschuss. Das antragstellende Bundesland als Träger der 

Unterhaltsvorschusskasse nimmt den Vater von auf sie übergegangenen Unterhalt i.H.v. insgesamt rd. 760 € in Re-

gress. Der Vater wandte ein, er hafte angesichts der leistungsfähigen Großeltern nur bis zur Höhe des angemessenen 

Selbstbehalts und sei deswegen nicht leistungsfähig. 

Das AG gab dem Zahlungsantrag in vollem Umfang statt. Auf die Beschwerde des Vaters wies das OLG den Antrag 

ab. Die Rechtsbeschwerde des Bundeslandes hatte vor dem BGH keinen Erfolg. 
 

LÖSUNG 
Der Vater war nicht über die von ihm erbrachten Unterhaltszahlungen hinaus leistungsfähig i.S.d. § 1603 BGB. 
 

Verwandte in gerader Linie haben einander nach § 1601 BGB Unterhalt zu gewähren, wobei die Unterhaltspflicht der 

Eltern für ihre Kinder derjenigen der Großeltern für ihre Enkel vorgeht (§ 1606 II BGB). Unterhaltspflichtig ist nach 

§ 1603 I BGB nicht, wer seinen angemessenen Unterhalt gefährden würde; der daraus abgeleitete angemessene 

Selbstbehalt eines Elternteils gegenüber seinem Kind betrug seinerzeit 1.300 € (derzeit 1.400 €). Allerdings trifft 
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Eltern minderjähriger Kinder gem. § 1603 II 1 BGB eine gesteigerte Unterhaltspflicht, weshalb ihnen insoweit nur 

der notwendige Selbstbehalt von seinerzeit 1.080 € (derzeit 1.160 €) zusteht. Diese sog. gesteigerte Verpflichtung tritt 

nach § 1603 II 3 Halbsatz 1 BGB nicht ein, wenn ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter vorhanden ist. 
 

Das Vorhandensein von für den Enkelunterhalt leistungsfähigen Großeltern führt dazu, dass die gesteigerte Unter-

haltspflicht der Eltern für ihre minderjährigen Kinder entfällt. Dies folgt nicht nur aus dem Gesetzeswortlaut, der 

nicht nach dem Verwandtschaftsgrad differenziert. Es entspricht auch dem Willen des Gesetzgebers, der diese Rege-

lung seit Inkrafttreten des BGB in der Vorstellung getroffen hatte, die Erweiterung der Unterhaltspflicht sei wegen 

der für die Eltern damit verbundenen Härte nicht gerechtfertigt, so lange andere zur Gewährung des Unterhalts ver-

pflichtete Verwandte wie etwa Großeltern vorhanden sind (Verwandtenunterhalt als Ausdruck der generationenüber-

greifenden Solidarität). Werden Großeltern für den Unterhalt ihrer Enkel herangezogen, stellt dies auch keine ver-

deckte Unterhaltsgewährung an die Kindeseltern dar. Vielmehr haften sie gem. § 1607 I BGB originär nur auf Unter-

halt gegenüber ihren Enkelkindern. Die Kindeseltern müssen ihren eigenen angemessenen Unterhalt selbst sicherstel-

len. 
 

Durch dieses Gesetzesverständnis wird das gesetzliche Rangverhältnis nicht in Frage gestellt. Zudem bleibt gewähr-

leistet, dass die Ersatzhaftung der Großeltern die Ausnahme darstellt. Dafür sorgt nicht nur die Anordnung des Vor-

rangs der elterlichen Unterhaltspflicht, sondern auch, dass Großeltern gegenüber ihren Enkeln ein deutlich höherer 

angemessener Selbstbehalt zusteht (derzeit 2.000 € zzgl. der Hälfte des über 2.000 € liegenden Einkommens) als den 

Eltern gegenüber ihren Kindern. Dass der Staat für Unterhaltsvorschusszahlungen keinen Regress (§ 7 I 1 UVG) bei 

Großeltern nehmen kann, ist wiederum eine ganz bewusste gesetzgeberische Entscheidung, kann jedoch nicht dafür 

maßgeblich sein, welchen Umfang die zivilrechtliche Unterhaltspflicht der Eltern hat. 
 

Schließlich geben auch Praktikabilitätserwägungen keine Veranlassung zu einer abweichenden Gesetzesauslegung. 

Bereits die Anzahl der Fälle, in denen intensivere Nachforschungen zu den Einkommensverhältnissen der Großeltern 

erforderlich sind, dürfte begrenzt sein. Vor allem aber muss ein auf Unterhalt in Anspruch genommener Elternteil in 

solchen Fällen nicht nur darlegen und beweisen, dass bei Unterhaltszahlung sein angemessener Selbstbehalt nicht 

gewahrt wäre, sondern auch, dass andere leistungsfähige Verwandte vorhanden sind. Nach alldem traf den Vater hier 

keine gesteigerte Unterhaltspflicht, weil jedenfalls der Großvater ohne weiteres leistungsfähig für den Kindesunter-

halt war. Unter Berücksichtigung des angemessenen Selbstbehalts musste der Vater daher über die bereits gezahlten 

100 € hinaus keinen weiteren Kindesunterhalt leisten. 

 

 

 

 

 
 

 
  

 ARBEITSRECHT 
   

 
Gericht: ArbG Berlin 

   

Unwirksame Befristung eines Arbeitsverhältnisses auf-
grund elektronischer Signatur 

TzBfG 
§ 14 IV Aktenzeichen: 36 Ca 

15296/20 
Datum: 28.09.2021 

 
LEITSATZ: Ein von beiden Seiten nur in elektronischer Form unterzeichneter befristeter Arbeitsvertrag genügt den 
Formvorschriften für eine wirksame Vereinbarung einer Befristung nicht. Der Arbeitsvertrag gilt in diesem Fall als 
auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

 

SACHVERHALT 
Gem. § 14 IV Teilzeit- und Befristungsgesetz bedarf die Befristung eines Arbeitsvertrages zu ihrer Wirksamkeit der 

Schriftform. In dem der Entscheidung zugrunde liegenden Fall haben der Arbeitnehmer und die Arbeitgeberin einen 

befristeten Arbeitsvertrag als Mechatroniker nicht durch eigenhändige Namensunterschrift auf dem Vertrag abge-
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schlossen, sondern unter Verwendung einer elektronischen Signatur. 

Das ArbG entschied, dass jedenfalls die hier verwendete Form der Signatur dem Schriftformerfordernis nicht genügt. 

Gegen die Entscheidung ist das Rechtsmittel der Berufung zum LAG gegeben. 

 

LÖSUNG 
Auch wenn man annimmt, dass eine qualifizierte elektronische Signatur i.S.d. § 126a BGB zur wirksamen Vereinba-

rung einer Befristung ausreicht, liegt in diesem Fall keine solche vor. Für eine qualifizierte elektronische Signatur ist 

eine Zertifizierung des genutzten Systems gem. Art. 30 der Verordnung (EU) vom 23.7.2014 über elektronische Iden-

tifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt erforderlich. Eine solche Zertifi-

zierung durch die gem. § 17 Vertrauensdienstgesetz zuständige Bundesnetzagentur bietet das verwendete System 

nicht. Entsprechend ist die Vereinbarung der Befristung mangels Einhaltung der Schriftform unwirksam; der Arbeits-

vertrag gilt gem. § 16 Teilzeit- und Befristungsgesetz als auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

 

 

 

  

 

 

 
  

 VERWALTUNGSRECHT 
   
 

Gericht: BGH 
   

Corona-Maßnahmen an Schulen:  
Familiengerichte nicht zuständig 

BGB 
§ 1666 Aktenzeichen: XII ARZ 35/21 

Datum: 30.01.2008 

 
LEITSATZ: Familiengerichte sind für den Erlass von Anordnungen gegenüber Schulen in Bezug auf das Unterlas-
sen von Corona-Schutzmaßnahmen nicht zuständig. Im Rahmen des schulischen Sonderrechtsverhältnisses sind 
die zuständigen Behörden an die das Kindeswohl schützenden Grundrechte gebunden. Die gerichtliche Kontrolle 
dieses Behördenhandelns – auch hinsichtlich Infektionsschutzmaßnahmen in den jeweiligen Schulen – obliegt 
hierbei allein den Verwaltungsgerichten. 

 

SACHVERHALT 
Die 15-jährige Tochter der Beteiligten besucht eine Gesamtschule. Mit einem an das AG – Familiengericht – gerich-

teten Schreiben hat die Beteiligte darum nachgesucht, ein Verfahren nach § 1666 BGB zu eröffnen und gegenüber 

den Lehrkräften und der Schulleitung einstweilig anzuordnen, die schulintern getroffenen Maßnahmen zur Verhinde-

rung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19), insbesondere die Verpflichtung zum Tragen 

einer Mund-Nasen-Bedeckung, Abstandsgebote und gesundheitliche Testungen, vorläufig auszusetzten. 

 

Das Familiengericht erklärte den Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten für unzulässig und verwies das Verfahren 

an das Verwaltungsgericht. Das Verwaltungsgericht hat die ihm übersandten Verfahrensakten an das Familiengericht 

"zuständigkeitshalber zurückgesandt" und dabei den Rechtsstandpunkt eingenommen, dass das Familiengericht zu-

ständig und die Verweisung an das Verwaltungsgericht wegen eines groben Verfahrensverstoßes nicht bindend sei. 

Daraufhin hat das Familiengericht die Sache dem BGH zur Bestimmung des zuständigen Gerichts vorgelegt. 

 

Der BGH entschied, dass das familiengerichtliche Verfahren ohne Rechtswegverweisung einzustellen ist. 

 

LÖSUNG 
Über einen negativen Kompetenzkonflikt zwischen Gerichten verschiedener Gerichtszweige entscheidet dasjenige 

oberste Bundesgericht, das einem der beteiligten Gerichte übergeordnet ist und zuerst angegangen wird, im vorlie-

genden Fall somit der BGH. 

 

Das Familiengericht hat bei einer Gefährdung des Kindeswohls von Amts wegen die Maßnahmen zu treffen, die zur 

Abwendung der Gefahr erforderlich sind. Dabei kann das Gericht in Angelegenheiten der Personensorge auch Maß-
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nahmen mit Wirkung gegen einen Dritten treffen (§ 1666 I, IV BGB). 

 

Damit ist jedoch keine Befugnis des Familiengerichts zum Erlass von Anordnungen zur Durchsetzung des Kindes-

wohls gegenüber schulischen Behörden verbunden. Im Rahmen des schulischen Sonderrechtsverhältnisses sind die 

zuständigen Behörden ihrerseits an die das Kindeswohl schützenden Grundrechte gebunden. Die gerichtliche Kon-

trolle dieses Behördenhandelns - auch hinsichtlich Infektionsschutzmaßnahmen in den jeweiligen Schulen - obliegt 

hierbei allein den Verwaltungsgerichten. 

 

Eine Rechtswegverweisung des Familiengerichts an das Verwaltungsgericht kommt jedoch wegen unüberwindbar 

verschiedener Prozessgrundsätze des von Amts wegen zu betreibenden familiengerichtlichen Verfahrens einerseits 

und des Klage- bzw. Antragsverfahrens der Verwaltungsgerichtsbarkeit andererseits nicht in Betracht. Das familien-

gerichtliche Verfahren war deshalb ohne Rechtswegverweisung einzustellen. 

 

 

 

   

 
  

 WETTBEWERBSRECHT 
   
 
Gericht: BGH 

   

Widerrufsrecht bei Verbraucherverträgen über die Liefe-
rung und Montage eines Kurventreppenlifts 

BGB 
§ 312g Aktenzeichen: I ZR 96/20 

Datum: 20.10.2021 

 
LEITSATZ: Verbraucher sind über das ihnen zustehende Widerrufsrecht zu informieren, wenn sie außerhalb von 
Geschäftsräumen einen Vertrag über die Lieferung und Montage eines Kurventreppenlifts abschließen, für den eine 
passende Laufschiene angefertigt und in das Treppenhaus des Kunden eingepasst werden muss. 
 

SACHVERHALT 
Die Klägerin ist eine Verbraucherzentrale. Die Beklagte vertreibt Kurventreppenlifte mit Schienen, die individuell an 

die im Treppenhaus zu befahrenden Kurven angepasst werden. Gegenüber Verbrauchern teilt die Beklagte bzgl. der 

Kurventreppenlifte mit, dass – außer für ein bestimmtes Modell – kein gesetzliches Widerrufsrecht bestehe. Die Klä-

gerin ist der gegenteiligen Ansicht. Es bestehe ein Widerrufsrecht, und das Verhalten der Beklagten stelle einen Ver-

stoß gegen das Wettbewerbsrecht dar. Die Klägerin nimmt die Beklagte deshalb auf Unterlassung in Anspruch. 
 

LG und OLG wiesen die auf Unterlassung gerichtete Klage ab. Das OLG entschied, der Klägerin stehe kein Unterlas-

sungsanspruch nach § 8 I, § 3 I, § 3a UWG i.V.m. § 312d I 1, § 312g I BGB und Art. 246a § 1 II 1 Nr. 1 EGBGB zu, 

weil im Streitfall kein Widerrufsrecht des Verbrauchers bestehe. Auf die Revision der Klägerin hob der BGH das 

Berufungsurteil auf und gab der Klage statt. 
 

LÖSUNG 
Die Werbung der Beklagten mit der Angabe, im Falle eines Kurventreppenlifts mit individuell geformten und an die 

Gegebenheiten vor Ort angepassten Laufschienen bestehe kein Widerrufsrecht des Verbrauchers, begründet eine 

Erstbegehungsgefahr für einen Verstoß gegen die als Marktverhaltensregelungen i.S.d. § 3a UWG einzustufenden 

Vorschriften des § 312d I BGB und Art. 246a II 1 Nr. 1 EGBGB, nach denen über das nach § 312g I BGB bestehen-

de Widerrufsrecht zu informieren ist. 
 

Das Widerrufsrecht des Verbrauchers nach § 312g I BGB ist im Streitfall entgegen der Ansicht des OLG nicht gem. 

§ 312g II Nr. 1 BGB ausgeschlossen. Der Begriff der „Verträge zur Lieferung von Waren“ i.S.d. Vorschrift ist mit 

Blick auf Art. 16 Buchst. c der Richtlinie 2011/83/EU über die Rechte der Verbraucher dahingehend richtlinienkon-

form auszulegen, dass dazu Kaufverträge (§ 433 BGB) und Werklieferungsverträge (§ 650 BGB), aber weder Dienst-

verträge (§ 611 BGB) noch – jedenfalls im Regelfall – Werkverträge (§ 631 BGB) zählen. Die im Streitfall erfolgte 

Werbung ist auf den Abschluss eines § 312g Abs. 2 Nr. 1 BGB nicht unterfallenden Werkvertrags gerichtet. 
 

Für die Abgrenzung von Kauf- und Werklieferungsverträgen einerseits und Werkverträgen andererseits kommt es 
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darauf an, auf welcher der Leistungen bei der gebotenen Gesamtbetrachtung der Schwerpunkt liegt. Im Streitfall liegt 

der Schwerpunkt nicht auf der mit dem Warenumsatz verbundenen Übertragung von Eigentum und Besitz am zu 

liefernden Treppenlift, sondern auf der Herstellung eines funktionstauglichen Werks, das zu einem wesentlichen Teil 

in der Anfertigung einer passenden Laufschiene und ihrer Einpassung in das Treppenhaus des Kunden besteht. 
 

Auch der hierfür, an den individuellen Anforderungen des Bestellers ausgerichtete, erforderliche Aufwand spricht 

daher für das Vorliegen eines Werkvertrags. Bei der Bestellung eines Kurventreppenlifts, der durch eine individuell 

erstellte Laufschiene auf die Wohnverhältnisse des Kunden zugeschnitten wird, steht für den Kunden nicht die Über-

eignung, sondern der Einbau eines Treppenlifts als funktionsfähige Einheit im Vordergrund, für dessen Verwirkli-

chung die Lieferung der Einzelteile einen zwar notwendigen, aber untergeordneten Zwischenschritt darstellt. 
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